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Gesetzgebung

Änderungen im Namensrecht vorgeschlagen
Die Bundesregierung will das Namensrecht anpassen. In 
einem dazu vorgelegten »Entwurf eines Gesetzes zur Än-
derung des Ehenamens- und Geburtsnamensrechts« (BT-
Drucks. 20/9041) führt sie an, dass das geltende Namensrecht 
gerade im internationalen Vergleich »sehr restriktiv« sei und 
»aufgrund der vielfältigen Lebenswirklichkeit der Gegenwart 
den Bedürfnissen von Familien« nicht mehr gerecht werde. 
Konkret ist unter anderem geplant, dass auch ein Doppelna-
me als Ehename geführt werden kann und auch Kinder diesen 
Doppelnamen tragen können. Bisher müssen sich Eheleute, 
wenn sie einen gemeinsamen Ehenamen führen wollen, für 
einen der Namen der Eheleute entscheiden, zudem kann einer 
der Eheleute einen Begleitnamen führen. Wählen die Eheleute 
keinen Ehenamen, ist bei der Geburt eines Kindes bislang zu 
entscheiden, welchen Geburtsnamen das Kind trägt. Künf-
tig soll das Kind auch einen Doppelnamen führen können. 
In Scheidungsfamilien soll auch das Kind leichter seinen Ge-
burtsnamen ändern können. Erleichterungen sind auch für 
Namensänderungen von einbenannten Stiefkindern geplant. 
Künftig soll es laut Entwurf in bestimmten Fällen auch möglich 
sein, traditionelle beziehungsweise geschlechterangepasste 
Formen des Familiennamens tragen zu können. Aufgeführt 
werden im Entwurf unter anderem die namensrechtlichen Tra-
ditionen der in Deutschland anerkannten nationalen Minder-
heiten und die geschlechterangepassten Familiennamen im 
slawischen Sprachraum. Zudem soll laut Entwurf der Zwang 
zur Namensänderung nach einer Erwachsenenadoption auf-
gehoben werden. Der Bundesrat hat zu dem Entwurf in seiner 
Sitzung am 20.10.2023 Stellung genommen. Unter anderem 
wendet sich die Länderkammer gegen eine der Möglichkeiten 
für einen geschlechterangepassten Namen. Konkret sieht der 
Bundesrat keine Notwendigkeit einer Anpassung, wenn die 
Anpassung des Namens in der ausländischen Rechtsordnung 
zwar vorgesehen ist und der Name traditionell aus dem dor-
tigen Sprachraum stammt, aber der Ehegatte nicht. Gleiches 
macht die Länderkammer für entsprechende Anpassungen 
am Geburtsnamen eines Kindes geltend. Es fehle in diesen 
Fällen an einer subjektiven Verbindung zu diesem Sprach- 
und Kulturraum. Die Bundesregierung lehnt dieses Ansinnen 
in ihrer Gegenäußerung ab. Aus ihrer Sicht dienen die vorge-
schlagenen Regelungen »dem schützenswert erscheinenden 
Interesse, dass die geschlechtsspezifische Form eines aus dem 
Ausland stammenden Familiennamens mit dem Geschlecht 
des jeweiligen Namensträgers übereinstimmt«.
Quelle: Bundestag; hib 808/2023 v. 06.11.2023

Rechtsprechung

Kein Widerruf eines Anerkenntnisses im 
Unterhaltsverfahren
Das unterhaltsberechtigte minderjährige Kind hat bei höhe-
rem Elterneinkommen einen Teilhabeanspruch an einer Le-

bensführungsweise, die der besonders günstigen wirtschaft-
lichen Situation seiner Eltern entspricht. Hierbei existiert 
auch keine allgemeingültige feste Obergrenze bei einem den 
höchsten Einkommensbetrag der Düsseldorfer Tabelle über-
steigenden Elterneinkommen. Der Mehrbedarf des Unter-
haltsberechtigten ist in diesem Zusammenhang abzugrenzen 
von einem erhöhten Bedarf für solche Positionen, die ihrer 
Art nach bereits in der Struktur der Düsseldorfer Tabelle ent-
halten sind. Die relevanten Bedürfnisse lassen sich hierbei an-
hand der Verhältnisse der jeweiligen Beteiligten, auch unter 
Berücksichtigung einer Gewöhnung des Unterhaltsberech-
tigten an einen von seinen Eltern während des Zusammen-
lebens gepflegten aufwändigen Lebens, ermitteln, welches 
dieser konkret darzulegen hat. Die vorliegend abgegebene 
wirksame Erklärung des Anerkenntnisses des Unterhalts-
berechtigten im Unterhaltsverfahren kann nicht widerrufen 
werden. Der einzige Widerrufsgrund in Form einer Änderung 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung nach dem Zeitpunkt 
der Abgabe der Anerkenntniserklärung war nicht gegeben.
BGH, Beschl. v. 20.09.2023 – XII ZB 177/22

Kein Absehen von der persönlichen Anhörung in 
Betreuungssachen bei unentschuldigtem Fehlen der 
Betroffenen
Auch wenn die Betroffene in einem Beschwerdeverfahren 
mehrere Male unentschuldigt der persönlichen Anhörung zur 
Einrichtung einer Betreuung fernbleibt, ist es dem Beschwer-
degericht versagt, nach § 34 Abs. 3 FamFG hiervon abzuse-
hen und einen Betreuer für das anhängige Scheidungsverfah-
ren zu bestellen. Die reine Berufung auf das selbst eingeholte 
Sachverständigengutachten ist nicht ausreichend, da die An-
hörung neben der Gewährung rechtlichen Gehörs auch der 
Sachverhaltsaufklärung dient. Unternimmt das Gericht auch 
keinen Versuch, die Betroffene in ihrer üblichen Umgebung 
anzuhören, werden diese prozessualen Grundsätze verletzt.
BGH, Beschl. v. 02.08.2023 – XII ZB 75/23

Anforderungen an die Abänderung einer 
Entscheidung zum Versorgungsausgleich durch 
Totalrevision
Ein Anspruch auf Abänderung einer Entscheidung zum Versor-
gungsausgleich im Wege einer Totalrevision nach § 51 Abs. 1 
VersAusglG besteht lediglich dann, wenn eine wesentliche 
Wertänderung vorliegt. § 51 Abs. 2 VersAusglG i.V.m. § 225 
Abs. 2 und 3 FamFG fordert hierfür rechtliche oder tatsäch-
liche Veränderungen, die nach dem Ende der Ehezeit auf den 
Ausgleichswert zurückwirken, zu einer wesentlichen Wertän-
derung von mindestens 5 % des bisherigen Ausgleichswerts 
führt und bei einem Rentenbetrag als maßgeblicher Bezugs-
größe 1 %, in allen anderen Fällen als Kapitalwert 120 % der 
am Ende der Ehezeit maßgeblichen monatlichen Bezugsgrö-
ße nach § 18 Abs. 1 SGB IV übersteigt. Ausreichend hierfür 
ist bereits die Wertänderung nur eines Anrechts. Dies ist zu 
bejahen, da hinsichtlich des gesetzlichen Rentenanrechts der 
früheren Ehefrau sowohl eine Überschreitung der relativen als 
auch der absoluten Wesentlichkeitsgrenze vorliegt.
BGH, Beschl. v. 23.08.2023 – XII ZB 202/22
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Eigenständiger Anspruch auf Zahlung eines 
Verfahrenskostenvorschusses nach der Trennung
Ein Ehepartner hat gegen den anderen Ehepartner gem. 
§ 1360a Abs. 4 BGB einen selbständigen Anspruch auf Zah-
lung eines Verfahrenskostenvorschusses für ein beabsichtigtes 
Trennungsunterhaltsverfahren, sofern er bedürftig ist. Dies ist 
zu bejahen, wenn er nicht in der Lage ist, die Kosten eines 
Verfahrens in einer persönlichen Angelegenheit zu tragen. Da 
§ 1361 Abs. 4 Satz 4 BGB eine Verweisung auf die Vorschrift 
des § 1360a Abs. 4 BGB enthält, steht ein Verfahrenskosten-
vorschuss auch getrenntlebenden Ehegatten zu. Die hierbei 
vorzunehmende Gesamtabwägung hat vorliegend dazu ge-
führt, dass die Ehefrau als bedürftig anzusehen ist. Auch wenn 
sie möglicherweise durch den Hausverkauf erzieltes Vermögen 
verbrauch hat, war es gerechtfertigt, ihr wegen ihrer aktuellen 
Erkrankungen sowie ihrer nicht gesicherten Altersversorgung 
ein deutlich erhöhtes Schonvermögen zu belassen.
OLG Celle, Beschl. v. 25.10.2023 – 21 UF 105/23

Auskunftsanspruch der Sozialbehörde 
gegenüber dem Kind bei Kostentragung eines 
Pflegeheimplatzes für ein Elternteil
Der Sozialleistungsträger hat bei Tragen der (Teil-)Kosten 
für einen Pflegeheimplatz eines Elternteils, wie vorliegend, 
grundsätzlich einen Auskunftsanspruch nach § 1605 Abs. 1 
Satz 1 BGB gegenüber dem potenziell unterhaltspflichtigen 
Kind, der auch die Vorlage entsprechender Belege be-
inhaltet. Dieser ist wegen des Anspruchsübergangs gem. 
§ 94 Abs. 1 Satz 1 SGB XI auch auskunftsberechtigt. Der 
Einwand der Verwirkung des Unterhaltsanspruchs steht 
diesem Anspruch nicht entgegen, da sich nur mittels der 
Kenntnis der entscheidenden Einkünfte beurteilen lässt, ob 
und in welchem Umfang der Unterhaltsanspruch verwirkt 
ist. Demnach kann der Verwirkungseinwand erst dann grei-
fen, wenn die Höhe des Unterhaltsanspruchs festgestellt 
ist. Der Anspruch auf rückständigen Elternunterhalt kann 
wegen Verstoßes gegen Treu und Glauben nach § 242 BGB 
verwirkt sein, sofern der Unterhaltsberechtigte diesen An-
spruch über einen längeren Zeitraum nicht geltend gemacht 
hat, sodass der Verpflichtete unter Berücksichtigung der 
Gesamtumstände darauf vertrauen durfte, dass er seinen 
Anspruch auch in Zukunft nicht mehr geltend macht, was 
vorliegend zu bejahen war.
OLG Hamm, Beschl. v. 04.09.2023 – 4 UF 164/22

Kein Kontaktaufnahmeverbot eines nicht 
sorgeberechtigten Elternteils bezüglich seines Kindes 
im Sorgerechtsverfahren
Ein Kontaktaufnahmeverbot kann in einem Sorgerechtsver-
fahren nicht erlassen werden, wenn der Anwendungsbereich 
des § 1666 BGB, der gerichtliche Maßnahmen bei Gefähr-
dung des Kindeswohls vorsieht, nicht eröffnet ist. Der nicht 
sorgeberechtigte Vater konnte sich mit seiner Beschwerde 
demzufolge erfolgreich gegen ein nach § 1666 BGB erlas-
senes Kontaktverbot im Verhältnis zu seinem derzeit sechs-
jährigen Sohn wehren, da Adressaten von Maßnahmen nach 
§ 1666 Abs. 3 BGB nur sorgeberechtigte Eltern sein können. 

Ein nicht mehr sorgeberechtigter Elternteil ist auch nicht als 
Dritter i.S.d. § 1666 Abs. 4 BGB anzusehen.
OLG Frankfurt, Beschl. v. 20.10.2023 – 6 UF 151/23

Kein Anspruch auf Berichtigung eines 
Registereintrags bei fehlendem Nachweis der 
Unrichtigkeit
Ein Anspruch auf Berichtigung des abgeschlossenen Regis-
tereintrags gem. § 48 PStG im Geburtenregister der Betrof-
fenen zum Vornamen und Geburtsdatum des Antragstellers 
durch das Gericht besteht lediglich dann, wenn die Unrich-
tigkeit nachgewiesen ist. Eine Berichtigung hat zu unter-
bleiben, wenn sich keine Unrichtigkeit nicht feststellen lässt, 
wobei das Gericht nach seiner freien, aus dem gesamten 
Inhalt des Verfahrens gewonnenen Überzeugung entschei-
det. Ein Pass stellt wegen seines Lichtbilds, der Registrierung 
bei der Passbehörde und seiner regelmäßigen Überprüfung 
wegen der zeitlich begrenzten Gültigkeit grundsätzlich ein 
besonders geeignetes Mittel zum Nachweis der Identität 
dar. Etwas anderes ist jedoch für den Fall anzunehmen, dass 
weitere Urkunden vorliegen oder sonstige Tatsachen vor-
liegen, die Zweifel an der Richtigkeit der durch den Pass 
dokumentierten Identität rechtfertigen können. Der aus Af-
ghanistan stammende Antragsteller hatte vorliegend im Ein-
bürgerungsverfahren Personenstandsurkunden vorgelegt, 
die keiner Echtheitsprüfung unterzogen wurden. Aufgrund 
seiner widersprüchlichen Angaben u.a. zum Geburtsjahr 
und zur Verwandtschaft sowie vor dem Hintergrund, dass 
sich in Afghanistan in erheblichem Umfang echte Doku-
mente unwahren Inhalts im Umlauf befinden und Pässe und 
Personenstandsurkunden von afghanischen Behörden ohne 
entsprechenden Nachweis ausgestellt werden, ist das Amts-
gericht zutreffend davon ausgegangen, dass die Vorausset-
zungen einer Anordnung der Berichtigung des abgeschlos-
senen Registereintrags im Geburtenregister der Betroffenen 
nicht gegeben sind.
OLG Karlsruhe, Beschl. v. 17.10.2023 – 9 W 3/23

Keine Notwendigkeit eines Haftbefehlerlasses 
bei Anordnung originärer Ordnungshaft nach dem 
GewSchG
Für den Vollzug einer originären Ordnungshaft nach dem Ge-
waltschutzgesetz (GewSchG) ist neben dem die Ordnungs-
haft anordnenden Beschluss kein Erlass eines Haftbefehls er-
forderlich, da nach der im früheren Recht für die Abgabe der 
eidesstattlichen Versicherung in der bis zum 31.12.1998 gel-
tenden Fassung gesetzlich vorgesehen Differenzierung zwi-
schen Haftanordnung und Haftbefehl aufgehoben wurde. 
Dass für den Vollzug einer nach § 890 ZPO angeordneten 
Ordnungshaft eine analoge Anwendung der §§ 802g ff. ZPO 
erfolgt, steht dem nicht entgegen. Auch wenn diese Rege-
lungen einen Haftbefehl voraussetzen, kann daraus nicht ge-
schlussfolgert werden, dass bei deren analogen Anwendung 
nach Erlass des die Ordnungshaftanordnung enthaltenden 
Beschlusses zusätzlich ein als »Haftbefehl« überschriebener 
weiterer Beschluss erlassen werden müsste.
OLG Celle, Beschl. v. 29.08.2023 – 21 WF 64/23
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Wie wahr das doch ist. Und mit dem Gleichmut, mit dem seinerzeit Methusalems Ziege sich 
ihr Gras zwischen den Steinen des Hochlandes suchte, arbeitet offensichtlich die Justiz. Die 
getrenntlebende Ehefrau hat jetzt sechs Monate lang außergerichtlich korrespondiert und ent-
schließt sich, Antrag auf Zahlung von Trennungsunterhalt beim Familiengericht einzureichen. 
Das geschieht im April. Gerichtskosten werden angefordert und dann auch fristgemäß Anfang 
Juni von ihr eingezahlt. Schon Ende August fragt das Gericht an, wann denn wohl die Ge-
richtskosten eingezahlt würden. Man habe noch nichts feststellen können. Da diese Schreiben 
per beA versandt werden, erhält die Verfahrensbevollmächtigte der Ehefrau das erst Mitte 
September und weist die Einzahlung auf das Konto der Gerichtskasse nach. Mitte Oktober 
wird dem Antragsteller die Antragsschrift aus April zugestellt und der Termin zur mündlichen 
Verhandlung findet im Dezember statt. Oder: Im März wird für den Ehemann Antrag auf Kos-
tenausgleich gestellt. Im Juli wird erinnert. Im August stellt die Rechtspflegerin bei kritischer 
Durchsicht dann doch einige Mängel in dem Antrag von März fest. Als Mitte Oktober erinnert 
und angefragt wird, wie weit die Sache gediehen ist, wird ein Schreiben der Rechtspflegerin 
an die Gegenseite überreicht, mit dem deren Antrag moniert wird. Oder: Als in dem Verfahren 
auf Übertragung des alleinigen Aufenthaltsbestimmungsrechts nach zwei Monaten noch kein 
Termin bestimmt worden ist, wird höflichst angefragt. Dies deshalb, weil das Kind doch etwas 
zwischen den Kindeseltern zerrieben sei und sich Gedanken machen würde. Ein Termin wird 
jetzt bestimmt, jedoch noch in zweimonatiger Entfernung. Auf die Frage warum: Es wären vor-
rangige Sachen zu bearbeiten und außerdem habe das Gericht noch seinen festgelegten Urlaub 
zu nehmen. Die Sache sei nicht eilbedürftig. Oder: Zugestellt wird per beA eine Antragsschrift 
mit dem Formblatt: »Erhalten Sie in der Anlage die einfache und beglaubigte Abschrift der 

Antragsschrift«. Auf die geäußerte Bitte, doch eine beglaubigte und einfache Abschrift zuzu-
stellen, sie hätte nicht beigelegen, erfolgt – Sie ahnen es schon – die körpergegenständliche 
Zustellung über das Gerichtsfach, alles beglaubigt vom Rechtspfleger! Oder: Die Terminsladung 
mit Datum 25.09. auf den 24.10. erhalten Sie glücklicherweise am 16.10. (§ 217 ZPO ganz 
knapp). Aber dafür können Sie jetzt stundenlang in Umgangs- und Sorgerechtssachen ver-
handeln. Dafür nimmt man sich gerne Zeit, gleichwohl Lenz/Hellmann FuR 2019, 264 gezeigt 
haben, wie man verfahrensrechtlich erfolgreich und zufriedenstellend solche Fälle lösen kann. 
Na gut, werden Sie sich jetzt sagen: Kleinwegener schreibt sich seinen Frust weg und weil 
Perleberg-Kölbel mit FuR 2023,453 und Kuckenburg FuR 2017,581 ihn immer wegen seines 
Wintermantels hänseln. Nein, mich hat etwas anderes verwundert:

Ich bin erschrocken bei der Lektüre des Interviews mit Nöhre AnwBl. 2023, 538. Sehen Sie sich 
doch einmal die Justizstatistik NRW für die Jahre 2011–2022 an: Es ist ein Rückgang von 21 % 
in Familiensachen zu verzeichnen! Der Rückgang bei den OLG NRW beträgt 34 %! Der Rückgang 
bei den AG Hessen beträgt in diesen zehn Jahren 18 %. In der freien Wirtschaft würde das ent-
weder den Wegfall von Arbeitsplätzen und einen Umsatzrückgang oder aber eine beschleunigte 
Bearbeitung bei kürzerer Arbeitszeit bedeuten. Nicht aber bei unserer Familiengerichtsbarkeit! 
Womit beschäftigen die sich eigentlich den ganzen Tag? Mit Krank feiern? Mit Home ohne Office? 
Mit Life ohne Work Balance? Oder ist das Führungsschwäche? Warum klappt es bei den einen 
hervorragend? Warum klappt bei den anderen nur die Tür? Warum lässt sich die Anwaltschaft 
so was gefallen? Sehen Sie es mir bei aller Kritik bitte nach, aber ich lebe von dem, was ich in 
meinem Beruf als Fachkraft erwirtschafte. Nehmen Sie ganz einfach den Nettoumsatz des letzten 
Jahres und dividieren ihn durch die Anzahl Ihrer Akten. Naja Nehmen Sie bitte die Kosten Ihres 
Dezernates des letzten Jahres und dividieren sie durch 220 Tage. Genau das habe ich gemeint.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen alles erdenklich Gute für das Jahr 2024.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

Ihr Jörg Kleinwegener

Jörg Kleinwegener


